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Bayreuth, den 11.02.2015


Ausländerbehörde - Willkommensbehörde
Antrag gem. § 15 GeschO



Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin,


Sie haben den Stadtrat darüber informiert, dass nach Ihrem Willen das durch Oberbürgermeister Dr. Michael Hohl geschaffene Amt für Integration mit dem Jugendamt verschmolzen werden soll. Wir sind nicht der Meinung, dass das eine gute und richtige Maßnahme ist. Das gilt umso mehr, als ungünstige demografische Entwicklung und Fachkräftemangel eine verstärkte geregelte Migration notwendig machen. Gleichzeitig wird seitens der Universität Bayreuth und unserer Wirtschaftskammern immer wieder der Aufbau einer Willkommenskultur eingefordert. Vor diesem Hintergrund erscheint es uns als kontraproduktiv, das Amt für Integration im Jugendamt verschwinden zu lassen.

Wir regen insoweit an, das Jugendamt mit dem Seniorenamt zusammen zu legen. Dies entspricht eher der von Ihnen als Ziel deklamierten Mehrgenerationenpolitik.

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat im Oktober 2013 ein Modellprojekt gestartet mit dem Namen: „Ausländerbehörden – Willkommensbehörden“. Das Modellprojekt zielt darauf, Willkommenskultur ganz alltagspraktisch in die Arbeit der Ausländerbehörden zu etablieren. Zu den Eckpunkten einer Willkommensbehörde s. Anl. 

Wir halten diese Strategie für richtig und zukunftsfähig. Eine Umsetzung kann nur unter Beteiligung des Ausländeramtes und des Amtes für Integration gelingen. Wenn man kleine Dienststellen aus Effizienzgründen vermeiden will, dann gehören diese beiden zusammen, wie zwei Seiten einer Medaille.




Wir beantragen deshalb was folgt:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, dem Stadtrat über die Ergebnisse des Modellprojekts Ausländerbehörden – Willkommensbehörden des BAMF zeitnah zu berichten.
2. Die Verwaltung wird beauftragt, bis zum 31.05. ein Konzept zur Umsetzung des Projektes bei der Stadt Bayreuth vorzulegen. Dabei sind best practise Beispiele soweit möglich zu übernehmen und nachgewiesen nicht erfolgreiche Maßnahmen zu vermeiden.
3. In die Konzepterstellung sind die Fachreferenten der Universität Bayreuth, der Industrie- und Handelskammer für Oberfranken, Bayreuth und der Handwerkskammer für Oberfranken, Bayreuth, einzubeziehen.


Mit freundlichen Grüßen



	
	
	
	

	Dr. Stefan Specht
-Fraktionsvorsitzender -
	Dr. Michael Hohl
-Stellvertretender Fraktionsvorsitzender
	Dr. Ulrike Lex
-Stellvertretende Fraktionsvorsitzende-
	Christian Wedlich
-Stadtrat-
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Eckpunkte einer Willkommensbehörde


Modellprojekt Ausländerbehörden – Willkommensbehörden: Eckpunkte einer Willkommensbehörde


• Die Führungskräfte und Beschäftigten der Ausländerbehörde verste-
hen die Ausländerbehörde als Willkommensbehörde und leben dies in 
ihrer täglichen Arbeit (vor).


Idee und Haltung


• Der Außenauftritt der Ausländerbehörde, z.B. Räumlichkeiten, Inter-
netauftritt, Informationen, Öffentlichkeitsarbeit, schafft Orientierung 
und signalisiert Willkommenskultur.


Außendarstellung/
Orientierung


• Die Ausländerbehörde ist innerhalb der Kommune so vernetzt, dass 
sie Kundinnen und Kunden mit unterschiedlichen Anliegen zu anderen 
Beratungsangeboten oder Leistungen verweisen kann (Lotsenfunk-
tion). Die enge Zusammenarbeit mit externen Akteuren, wie z.B. 
Migrationsberatungsstellen, stellt sicher, dass eine umfassende 
Integrationsberatung und -begleitung erfolgen kann. 


Vernetzung


• Die Beschäftigten leben Willkommenskultur im alltäglichen Umgang 
mit den Kundinnen und Kunden. Sie verhalten sich interkulturell kom-
petent, dienstleistungsorientiert und können fachliche Entscheidun-
gen transparent und klar kommunizieren.


Mitarbeiter-
kompetenzen


• Die Arbeitsabläufe sind kundenfreundlich organisiert und es existieren 
Lösungen, um mit der Mehrsprachigkeit der Kunden umzugehen. 


Organisation


Das Selbstverständnis der 
Ausländerbehörde hat sich 
von einer reinen Ordnungs-
behörde zur Willkommens-
behörde entwickelt


Die Organisation der Will-
kommensbehörde ist auf die 
Bedarfe der Kundinnen und 
Kunden ausgerichtet


Äußeres Erscheinungsbild 
und externe Kommunikation 
schaffen Orientierung für 
Kundinnen und Kunden und 
die allgemeine Öffentlichkeit 


Die Ausländerbehörde 
arbeitet mit allen relevan-
ten Akteuren in der 
Kommune/in der Region/
im Bundesland zusammen


Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Ausländer-
behörde haben die für eine 
Willkommensbehörde 
notwendigen Kompetenzen 


Idee und Haltung


Außendarstellung


VernetzungMitarbeiterkompetenzen


Willkommens-
behörde


Organisation


Die Eckpunkte einer Willkommensbehörde wurden in der wissenschaftlichen Begleitung des 
Modellprojekts entwickelt. Sie basieren auf einer Auswertung der aktuellen Fachliteratur und 
auf den konkreten Erfahrungen und Rückmeldungen aus den Ausländerbehörden. Die Eck-
punkte konkretisieren, wie eine Ausländerbehörde als Willkommensbehörde aussehen kann. 
Für die praktische Arbeit im Modellprojekt wird jeder Eckpunkt durch drei bis vier Dimensio-
nen genauer definiert.  







Modellprojekt Ausländerbehörden – Willkommensbehörden: Eckpunkte einer Willkommensbehörde


Organisation


Neue Terminorganisation reduziert Wartezeiten 
Die Ausländerbehörde in Essen hat ein Terminvergabesystem eingeführt, dass dazu geführt 
hat, dass sehr starke Besucherandränge vermieden werden und lange Wartezeiten auf nun-
mehr maximal 15 Minuten reduziert werden konnten. Es ist möglich, Termine sowohl persön-
lich, telefonisch oder per E-Mail-Anfrage zu vereinbaren. Es ist geplant, das System in diesem 
Jahr auszubauen. Es soll ein Kiosksystem installiert werden, an dem die Kunden unabhängig 
von Wartezeiten sich an einem entsprechenden Terminal den nächsten freien Termin für ihre 
Angelegenheit heraussuchen und buchen können.


Einbürgerung als Ziel
Kiel ist bundesweit von allen 549 bundesdeutschen Einbürgerungsbehörden führend bei der 
Zahl der eingebürgerten Ausländerinnen und Ausländer im Zuständigkeitsgebiet. Kiel hat eine 
langjährige Quote von etwa 4 % im Jahr, weit mehr als der langjährige Bundesschnitt von ca. 
1 %. Gründe hierfür sind erfahrene, langjährig tätige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, kurze 
Wege, freundliche Beratung und insbesondere auch die Beratung im Bereich Aufenthaltsange-
legenheiten pro Einbürgerung.


Idee und Haltung


Willkommensbehörden konkret –
gute Beispiele aus unserem Modellprojekt


Außendarstellung


Umzug in funktionale Räumlichkeiten
Der Oberbürgermeister der Stadt Weimar, Stefan Wolf, hat sich seit Beginn des Projekts kon-
sequent dafür eingesetzt, dass die Ausländerbehörde in neue freundliche und funktionale 
Räumlichkeiten umzieht. Nun, nach einem halben Jahr Projektlaufzeit, steht der Umzugsplan. 
Es werden moderne Räumlichkeiten in einem  Neubau der Stadtverwaltung an einem zentra-
len Standort bereitgestellt. Die Umzugsvorbereitungen laufen aktuell. 


Mitarbeiterkompetenzen


Einbindung und Weiterentwicklung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
Die enge Einbindung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in das Projekt ist ein zentraler 
Erfolgsfaktor in der Ausländerbehörde Potsdam. So wird im Projekt eine passgenaue Schulung
zur Umsetzung von Willkommenskultur für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durchgeführt, 
bei der die Reflexion der eigenen Rolle und Haltung im Mittelpunkt steht. Daneben stellt die 
gemeinsame fachliche Weiterentwicklung einen Schwerpunkt im Projekt dar. Eine Projekt-
gruppe arbeitet an der Ausgestaltung der Willkommensbehörde durch die Entwicklung und 
Umsetzung konkreter Maßnahmen vor Ort.


Vernetzung


Zusammenarbeit mit externen Akteuren
Im Ausländeramt in Deggendorf hat im März ein erstes Integrationstreffen stattgefunden. Teil-
nehmer waren z.B. Migrationsberatungsstellen, Migrantenselbstorganisationen und -vereine, 
die Integrationsbeauftragte sowie die Bundesagentur für Arbeit und das Jobcenter. Ziel der 
Zusammenarbeit ist es, die jeweiligen Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten festzustellen, 
die Gemeinsamkeiten auszuloten und insbesondere die Anforderungen an das Ausländeramt 
zu präzisieren. Weitere geplante Schritte zur Vernetzung sind z.B. gegenseitige Hospitationen 
und Fallberatungen.
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